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 Executive Summary
Ausgangslage
Niedersachsens Kommunen stehen unter Druck. Die 
Finanznot ist real : Das kommunale Finanzierungsde-
fizit lag 2025 bei 3,65 Milliarden Euro, die Gesamt-
verschuldung überstieg erstmals 23  Milliarden 
Euro. Gleichzeitig scheidet bis 2034 rund ein Drit-
tel der kommunalen Beschäftigten altersbedingt 
aus. Hinzu kommt die Erwartung von Bürgerinnen, 
Bürgern und Unternehmen an moderne, digitale 
Verwaltungsleistungen. Wer in dieser Lage nicht 
digitalisiert, verliert die Handlungsfähigkeit. 

Die Digitalisierung der Kommunalverwaltung ist 
damit kein Verwaltungsthema mehr, sondern ein 
Standortfaktor für Niedersachsen.

Die Initiative Digitale Kommune Niedersachsen hat 
von September 2023 bis Juli 2026 rund 250 Kom-
munen strategisch beraten. Dieser Abschluss-
bericht fasst die zentralen Erkenntnisse zusammen 
und leitet daraus konkrete Handlungsempfeh-
lungen ab : für das Land Niedersachsen und für die 
Kommunen selbst.

Zentrale Befunde
Drei Jahre Praxis in 250 Kommunen ergeben ein 
klares Bild :

Die Infrastruktur steht, die Steuerung fehlt. Die 
technische Grundausstattung niedersächsischer 
Kommunen ist überwiegend solide. Was fehlt, ist die 
Steuerungsebene : Prozessmanagement, Digital-
strategie und organisatorische Strukturen für 
die Digitalisierung. 

Die eigentliche Herausforderung liegt in der 
internen Digitalisierung. Während Onlinediens-
te für Bürgerinnen und Bürger das Gesicht der 

Verwaltungsdigitalisierung darstellen, sind es vor 
allem die dahinter liegenden Prozesse, Akten, 
Schnittstellen und Workflows, die einer grundle-
genden Modernisierung bedürfen.

Kommunen wollen Zusammenarbeit mit dem Land. 
Die Kommunen wünschen sich mehr Koopera-
tion, Unterstützungsangebote und Standards. 
Viele Kommunen richten ihren Blick hin zu größeren 
Organisationseinheiten wie Land und Landkreisen, 
weil sie die Aufgaben der Digitalisierung zukünftig 
nicht mehr alleine stemmen können.
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Handlungsauftrag
Die Erkenntnisse aus drei Jahren Beratungsarbeit verdichten sich zu einem klaren Handlungsauftrag. 
Drei Prioritäten stechen heraus :

Sofort

Governance-Jahr 2026 
nutzen.
Das laufende Jahr ist das ent-
scheidende Strukturjahr für die 
kommunale IT in Niedersachsen. 
Architekturanforderungen, Stan-
dardisierungsvorgaben und Inter-
operabilitätspflichten müssen jetzt 
in die Entscheidungen einfließen, 
bevor Fakten geschaffen werden.

Mittelfristig

Prozessmanagement 
und Kompetenz 
systematisch stärken. 
Ohne Prozessmanagement keine 
Digitalisierung. Ohne digitale 
Kompetenz kein KI-Einsatz. 
Beides muss zentral vom Land 
als Basisangebot bereitgestellt 
werden, kostenlos und niedrig-
schwellig.

Partnerschaft 
institutionalisieren. 
Die Initiative hat gezeigt, was 
möglich ist. Dieses Fundament 
muss jetzt in eine dauerhafte 
Struktur überführt werden. Ein 
zentraler Ansprechpartner beim 
Land, regelmäßige Arbeitsgrup-
pen, ein jährlicher Kongress, eine 
lebendige Community. 

Dauerhaft

Verwaltungsdigitalisierung ist kein innenpolitisches 
Verwaltungsthema mehr. Sie ist ein entscheidender Standortfaktor 
für Niedersachsen und Deutschland. Die Kommunen brauchen das 
Land als Partner ihres Vertrauens und als erste Anlaufstelle.

Kernempfehlung :  
Ein Schulterschluss zwischen Land und Kommunen
Digitalisierung gelingt nicht im Alleingang. Sie erfor-
dert ein partnerschaftliches Miteinander. Die zentrale 
Empfehlung dieses Berichts lautet : 

Das Land Niedersachsen und seine 
Kommunen gehen eine dauerhaf-
te, strukturierte Partnerschaft auf 
Augenhöhe ein. 

Konkret bedeutet dies, gemeinsame Arbeitsgrup-
pen zu etablieren, eine abgestimmte Digitalstra-
tegie zu entwickeln und Lösungen gemeinsam 

zu erarbeiten, die allen Kommunen zur Verfügung 
stehen. Dieses Modell ist nicht neu : Sachsen-An-
halt hat mit der Initiative „ Gemeinsam Digital für 
Sachsen-Anhalt “ (GDST) eine erfolgreiche Zu-
sammenarbeit vorgemacht. Dort haben 40 Kommu-
nen mit dem Land konkrete Lösungen entwickelt. 
Dafür gab es 2025 Gold beim eGovernment-Wett-
bewerb. Niedersachsen verfügt mit über 440 Kom-
munen insgesamt und 250 bereits beratenen Kom-
munen über eine noch breitere Ausgangsbasis, um 
ein solches Modell erfolgreich umzusetzen.
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Aufbau dieses Dokuments
Teil 1 richtet sich an das Land Niedersachsen und 
formuliert ein Maßnahmenportfolio mit konkreten 
Handlungsempfehlungen. Teil 2 richtet sich direkt 
an die Kommunen und gibt ihnen praxisnahe Ori-
entierung für ihr eigenes Handeln, unabhängig von 
Landesprogrammen.

Die empirischen Erkenntnisse aus der Initiative, 
die Reifegradanalyse aus den Kommunen und die 
Ergebnisse der Feedbackumfrage, folgen am Ende 
des Dokuments als Belegkapitel. 

Sie untermauern die Handlungsempfehlungen 
mit Daten und schließen den Kreis zwischen den 
Erkenntnissen und den Maßnahmen.

Dieser Abschlussbericht stellt die Praxis- und 
Umsetzungsperspektive in den Vordergrund.

Im Fokus steht die Frage : 

Was können Land und Kommunen 
konkret  tun?

Teil 1 : Handlungsfelder für das Land Niedersachsen

A: Plattform und 
Standardisierung
Maßnahmen :

•	 M 1 : Plattform-Architektur
•	 M 2 : Portal und UX-Standards 
•	 M 3 : Vermarktungskampagne

B: Onlinedienste und EfA
Maßnahmen :

•	 M 4 : Onlinedienste inklusive 
Fachverfahren 

•	 M 5 : OZG-Leistungsportfolio 
•	 M 6 : Onboarding und Rollout
•	 M 7 : Monitoring

C: Kompetenz und 
Transformation
Maßnahmen:

•	 M 8 : Schulungsoffensive 
•	 M 9 : Praxisleitfaden 

Digitalstrategie 
•	 M 10 : Prozessmanagement
•	 M 11 : KI-Kompetenzprogramm

D: Kooperation und 
Vernetzung
Maßnahmen :

•	 M 12 : IKZ-Förderprogramm 
•	 M 13 : Vernetzung und 

Ansprechpartner

E: Zentrale Serviceangebote
Maßnahmen :

•	 M 14 : Aufbau zentrales 
Serviceangebot

massnahmen im detail   →
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Teil 2 : Handlungsfelder für Kommunen

A: Strategie und Führung
Handlungsempfehlungen :

Digitalisierung als Chefsache, 
Digitalstrategie, Projektstrukturen

B: Interne Digitalisierung
Handlungsempfehlungen :

eAkte, Prozessmanagement, 
Ende-zu-Ende-Digitalisierung, 
mobiles Arbeiten

C: Onlinedienste und 
Bürgerservice
Handlungsempfehlungen :

OZG-Umsetzung, Nachnutzung, 
Vermarktung, Zugangswege, 
Bürgerbeteiligung

D: Kompetenz und 
Organisationskultur
Handlungsempfehlungen:

Schulungen, Change-Manage-
ment, KI-Kompetenz, Wissens
management

E: Interkommunale 
Zusammenarbeit
Handlungsempfehlungen:

aktive Kommunikation, gemein-
same Projekte, Best-Practice-
Transfer

F: IT-Sicherheit und 
Datenschutz
Handlungsempfehlungen:

IT-Sicherheitskonzepte, Daten-
schutz, ISMS, Notfallplanung

handlungsempfehlungen
im detail 

  
→
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Teil 1 : 
Handlungsfelder  
für das Land 
Niedersachsen
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HANDLUNGSFELD A :  
PLATTFORM UND STANDARDISIERUNG
In Niedersachsen sind derzeit verschiedene IT-Dienstleister 
mit inkompatiblen Portallösungen aktiv. Dies führt dazu, dass 
Kommunen technische Insellösungen aufbauen, Medienbrüche 
entstehen und Ende- zu-Ende-Digitalisierung scheitert. Das 
Land muss hier eine verbindliche Architektur vorgeben. 

kurzfristige umsetzung 

Aktuelle Entwicklung : Komm2IT
Fünf kommunale IT-Dienstleister (hannIT, ITEBO, KDG, KDO, GovConnect) streben zusammen mit 
dem IT.N bis Januar 2027 einen gesellschaftsrechtlichen Zusammenschluss unter dem Dach von 
Komm2IT an. 2026 ist das zentrale Governance- und Entscheidungsjahr. Das Land fördert diesen 
Prozess bereits. Diese Entwicklung ist eine strategische Chance : Das Land sollte jetzt verbindliche 
Anforderungen an Standardisierung und Interoperabilität formulieren, die in die Strukturentscheidun-
gen von Komm2IT einfließen.
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M2 : Einheitliches Portal und 
verbindliche UX-Standards

Niedersachsen braucht ein zentrales Portal bzw. ein klar standardisiertes 
Portalmodell, über das Bürgerinnen und Bürger Onlinedienste konsistent finden. 

Konkrete Maßnahmen :
•	 KERN-UX-Standard verbindlich 

für alle über das Land bereitgestellten 
Onlinedienste vorschreiben

•	 Einheitliche Schnittstellenvor-
gaben für alle IT-Dienstleister und 
Softwareanbieter festlegen

•	 Portallösung flexibel aufsetzen 
und aktuelle (BundID) und zukünftige 
Lösungen (EuDI-Wallet) mitdenken

•	 Orientierung an Bürgerportal-
Modellen in Schleswig-Holstein 
und Sachsen-Anhalt : Konsistenz 
der Oberfläche und der Technik als 
zentraler Erfolgsfaktor

M1 : Verbindliche 
Plattform-Architektur festlegen

Das Land legt ein klar definiertes Plattform- und Portalmodell fest, das allen 
Kommunen und IT-Dienstleistern als verbindliche Referenz dient. 

Konkrete Maßnahmen :
•	 Verbindliche Architektur-

Zielsprache definieren als 
Grundlage für alle IT-Dienstleister 
und Kommunen

•	 Anforderungen an Komm2IT-
Zusammenschluss formulieren : 
Interoperabilität, offene Schnittstellen, 

einheitliche Standards als Bedingung 
für Landesförderung

•	 Standardisierungsboard bei 
GovConnect verankern, finan-
ziert durch das Land, besetzt mit 
Vertretern des Landes, kommunaler 
Spitzenverbände und Kommunen
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M3 : Landesweite 
Vermarktungskampagne für 
digitale Verwaltungsleistungen

Onlinedienste werden zu wenig genutzt, nicht weil sie schlecht sind, sondern weil 
zu wenige Bürgerinnen und Bürger von ihnen wissen. Das Land startet eine landes-
weite Kampagne nach dem Vorbild von Brandenburg („ Mach‘s jetzt online “) und 
Hamburg („ Hamburg digital für dich “) : zentral konzipiert, dezentral angepasst, 
kommunal gebrandet. 

Konkrete Maßnahmen :
•	 Zentrale Kampagne mit klarer 

Botschaft und alltagsnaher Sprache 
entwickeln, kurze Kernbotschaft zu 
Lebenssituationen (Umzug, Elterngeld, 
Kita, Gewerbeanmeldung)

•	 Modulares Materialpaket für 
Kommunen bereitstellen : Plakat-
vorlagen, Flyer, Social-Media-Posts, 
einsetzbar mit kommunalem Wappen 
und Farbschema

•	 Alle relevanten Zugangswege 
bewerben : BundID, AusweisApp 
und weitere niedrigschwellige 
Zugangswege

•	 Pop-up-Formate vor Ort ermög-
lichen : Aktionstage mit Digital-Lotsen

•	 Monitoring der Kampagnen-
wirkung : Nutzungszahlen vor und 
nach Kampagne messen, Formate 
laufend anpassen
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HANDLUNGSFELD B :  
ONLINEDIENSTE UND EFA-ROLLOUT
Das Engagement des Landes Niedersachsen bei der Digitalisierung 
kommunaler Verwaltungsleistungen konzentriert sich derzeit fast 
ausschließlich auf die EfA-Fokusleistungen, ein gutes Dutzend 
Leistungen, die nicht einmal für alle Kommunen relevant sind. Das 
ist zu wenig. Niedersachsen braucht eine breitere Strategie. 

kurzfristige umsetzung
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M4 : Ende-zu-Ende-Digitalisierung – 
Onlinedienste inklusive 
Fachverfahren bereitstellen 

Ein Onlinedienst allein ist keine Digitalisierung. Er produziert Antragsdaten, die  
intern weiterverarbeitet werden müssen. Ohne ein passendes Fachverfahren entsteht 
ein Medienbruch mit neuem Eingang. Das Land muss Onlinedienste und Fach
verfahren als Einheit denken. 

Konkrete Maßnahmen :

•	 Landesweite Strategie für Ende-
zu-Ende-Digitalisierung formulieren : 
kein Onlinedienst ohne zugehörige 
Schnittstelle zur Weiterverarbeitung 
(z. B. Fachverfahren mit Low-Code-
Ansatz MODUL-F)

•	 Zentral entwickelte Fachverfahren 
über einen niedersächsischen 
eGovernment-Marktplatz zur 
Nachnutzung bereitstellen

•	 Pilotpaket für fünf häufige 
kommunale Leistungen entwickeln, 
jeweils Onlinedienst plus Fach
verfahren plus Anbindung

•	 Dialog mit Fachverfahrensherstellern 
führen : Prozesslogik in bestehende 
Fachverfahren integrieren, Schnitt
stellenstandards setzen

M5  : Volles OZG-Leistungsportfolio – 
Niedersachsen muss über EfA-
Fokusleistungen hinaus denken 

Kommunen müssen laut OZG hunderte Verwaltungsleistungen für die Bürgerinnen 
und Bürger digital zugänglich machen. An dieser Stelle entscheidet sich, ob die 
Digitalisierung in den Kommunen gelingt, oder nur Teilerfolge erzielt.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Erfassung häufig genutzter 
Verwaltungsleistungen in 
Kommunen. Anschließend kann 
ein standardisiertes Onlinedienste-
Angebot entwickelt und für alle 
Kommunen zur Verfügung gestellt 
werden

•	 Nachnutzungslogik konsequent 
etablieren : Kommunen sollen vor 
jeder Eigenentwicklung prüfen,  
ob ein Landesdienst verfügbar ist

•	 Landesweites Serviceangebot 
öffentlich kommunizieren mit 
transparenter Roadmap 
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M6 : Einheitliches Onboarding-
Modell und strukturierten 
Rollout-Support einführen

Kommunen müssen heute Verträge, Anbindungen und Support weitgehend selbst 
organisieren. Das Land führt ein einheitliches Onboarding-Modell ein, das den 
Einstieg standardisiert und aktiv begleitet.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Zentrales Onboarding-Paket für 
Kommunen entwickeln : klare Schritt-
folge, zuständige Ansprechpartner, 
Kostenübersicht

•	 Zentrale Hotline und 
Community-Formate für operative 
Fragen einrichten

•	 Change-Management-Pakete 
bereitstellen : Vorlagen, Kommunika-
tionshilfen und Akzeptanzarbeit

M7 : Transparentes Monitoring und 
öffentliches Fortschritts-Reporting

Das Land führt ein transparentes Monitoring-System ein, das zeigt, welche 
Dienste bereitgestellt, von welchen Kommunen angebunden und in welchem 
Umfang genutzt werden.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Öffentliches Dashboard : Übersicht 
über nachnutzende Kommunen und 
Fortschritte im OZG-Prozess 

•	 Jährliches Reporting zum Digitali-
sierungsstand der niedersächsischen 
Kommunen mit Benchmarks zu 
anderen Ländern 

•	 Klare, für Kommunen verständliche 
Informationen : welche Dienste sind 
verfügbar, wie wird angebunden, was 
kostet es ? 

•	 Zeitplanung und Kosteninfor-
mationen für geplante Standards 
veröffentlichen, um Investitionen für 
Kommunen planbar zu machen 
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HANDLUNGSFELD C :  
KOMPETENZ UND TRANSFORMATION
Die Beratung von 250 Kommunen zeigt : Der entscheidende 
Engpass ist nicht Technologie, sondern Kompetenz. Prozess-
management, Projektmanagement und Change-Management 
fehlen besonders in kleinen Kommunen fast vollständig. 

mittelfristige umsetzung
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M8 : Landesweite Schulungs
offensive, kostenlos und online

Das Land baut ein umfassendes, kostenfreies Schulungsangebot auf. Qualifizierung 
darf keine Frage finanzieller Ressourcen sein. Das Niedersächsische Studien
institut für kommunale Verwaltung (NSI) könnte dabei eine Rolle übernehmen.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Einstiegsangebote für Praktiker 
und Führungskräfte in Prozess
management, Projektmanagement 
und Change-Management

•	 Ausschließlich als Webseminare 
anbieten, geeignet für Homeoffice-
Tage, keine Reisekosten

•	 Direkte Vermarktung an operative 
Ebene der Kommunalverwaltung

•	 Aufnahme dieser Kompetenzbereiche 
in Aus- und Fortbildungscurricula

M9 : Praxisleitfaden 
Digitalstrategie für Kommunen

Viele Kommunen, besonders kleine, wissen nicht, wo sie mit der Digitalisierung 
anfangen sollen. Ein strukturierter Leitfaden als User Journey hilft, 
Digitalisierungsmaßnahmen in eine begründete Reihenfolge zu bringen.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Leitfaden als User Journey gestalten : 
logische Abfolge klar abgegrenzter 
Stationen von Vision bis Umsetzung

•	 Gemeinsam mit Kommunen 
entwickeln, über Arbeitsgruppen 
mit Vertretern verschiedener 
Größenklassen

•	 Modularer Aufbau des Leitfadens; 
Handreichung muss mit vorhandenen 
Mitteln nutzbar sein

•	 Der Praxisleitfaden sollte jährlich 
aktualisiert zur Verfügung gestellt 
werden 
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M10 : Prozessmanagement  
als Basisangebot für alle 
Kommunen

Prozessmanagement ist eine der größten Fehlstellen in niedersächsischen Kom-
munen und zugleich eine Voraussetzung für nahezu jede Form der Digitalisierung. 
Ohne standardisierte, dokumentierte Prozesse können Effizienzgewinne durch Auto-
matisierung und Vereinfachung nicht realisiert werden. Die Realität in den Kommunen 
ist ernüchternd : Es fehlt an Ressourcen, Know-how, Zeit und Geld. Der Mangel 
wird sich durch die angespannte Finanzlage und den demografischen Wandel weiter 
verschärfen. Es ist zudem unrealistisch, dass jede Kommune alle ihre Prozesse eigen-
ständig erhebt und dokumentiert. Das Land muss hier strukturell unterstützen, z. B. 
mit einem zentralen Basisangebot, das Kommunen jeder Größe zugänglich ist.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Pilotphase mit einigen Dutzend 
Kommunen starten : gemeinsam 
Kernprozesse erheben, dokumentieren 
und als Vorlage für alle bereitstellen

•	 Landesweite Prozessbibliothek 
aufbauen : standardisierte Prozess-
beschreibungen für kommunale 
Pflichtaufgaben, nachnutzbar für alle 
Kommunen in Niedersachsen

•	 Lizenzen für ein Prozessvisuali-
sierungstool zentral verhandeln und 
kostenlos für Kommunen bereitstellen. 
Das Land prüft den Markt und wählt 
ein geeignetes Tool aus

•	 Basisschulungen im Tool und im 
Prozessmanagement für kommunale 
Bedienstete anbieten, als Webseminar, 
kostenlos, niedrigschwellig

•	 KI-gestützte Werkzeuge für 
Prozesserhebung und -visuali
sierung frühzeitig einbinden :  
KI wird das Prozessmanagement in 
den nächsten Jahren grundlegend 
verändern und den Aufwand deutlich 
reduzieren. KI kann jedoch die Logik 
der Prozessmodellierung nicht 
ersetzen. 
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M11 : Landesweites KI-
Kompetenzprogramm für 
Kommunen

Kommunen stehen vor wachsenden Herausforderungen : Fachkräftemangel, 
steigende Erwartungen an Effizienz und Servicequalität sowie die Digitalisierungs-
pflicht. KI bietet enorme Chancen, stellt aber zugleich neue Anforderungen an 
Wissen, Rechtssicherheit und Umsetzungskompetenz. Das Land hat die einzig-
artige Gelegenheit, alle Kommunen auf diesem Weg mitzunehmen. Der rechtliche 
Rahmen ist der EU AI Act (Art. 4) : Wer KI-Systeme einsetzt oder betreibt, muss 
die Kompetenz seiner Mitarbeitenden sicherstellen. Das Land schafft das 
Angebot, bevor die Pflicht zum Problem wird.

Konkrete Maßnahmen :

•	 EU AI Act (Art. 4) als Handlungs-
grundlage nutzen : die Verpflichtung 
zur KI-Kompetenz gilt bereits und ist 
rechtsverbindlich

•	 Modulares E-Learning als Pflicht-
modul für alle kommunalen Mitarbei-
tenden : Grundlagen KI, Chancen und 
Risiken, rechtliche Rahmenbedingun-
gen, Change-Management und erste 
Praxisbeispiele

•	 Vertiefende Workshops ergänzen 
das E-Learning : Workshop Recht und 
Ethik (Datenschutz, EU-Regulierung, 
Bias, Fairness, Transparenz), Work- 
shop Technik und Funktion (Sprach-
modelle, Datenqualität, Prompting), 
Workshop KI in der Verwaltungspraxis 
(Prozessunterstützung, Bürgerdienste, 
Wissensmanagement)

•	 KI-Lösung zentral bereitstellen : 
Kommunen erhalten schnellen 
Zugang zu einer KI-Lösung für 
Schulungszwecke und erste Pilot
anwendungen : kein Einzelaufwand  
je Kommune

•	 Community-Plattform für 
Wissenstransfer, Best Practices 
und Vernetzung aufbauen; analoge 
Roadshow mit Präsenzveran-
staltungen für interkommunalen 
Austausch zum Thema KI

•	 Finanzierung zentral durch das 
Land : kostenfreie Teilnahme für 
Kommunen; Gesamtlaufzeit ca. 
18 Monate von Kickoff bis Evaluation 
und landesweiter Skalierung 
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HANDLUNGSFELD D :  
KOOPERATION UND VERNETZUNG
Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) ist kein Selbstläufer. Für eine gute 
Zusammenarbeit braucht es viel Kommunikation und Kommunen, die führen 
wollen. Die Hindernisse sind real : Vendor-Lock-in, Konkurrenzdenken, 
unterschiedliche IT-Infrastrukturen. Aber die strukturellen Voraussetzungen 
sind gegeben. Was fehlt, sind Impulse von übergeordneter Ebene.

mittelfristige umsetzung
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M12 : IKZ-Förderprogramm – 
Pilotvorhaben initiieren und 
begleiten

Das Land initiiert ein Programm zur Förderung interkommunaler Digitalisierungs
vorhaben. Ziel ist das Anstoßen von Pilotprojekten, deren Ergebnisse allen 
Kommunen zugänglich gemacht werden. 

Konkrete Maßnahmen :

•	 Bestandsaufnahme informeller 
IKZ-Kooperationen durchführen, 
erfolgreiche Modelle identifizieren

•	 Pilotprogramm auflegen : Förderung 
von 5 – 10 IKZ-Digitalisierungs
vorhaben mit aktiver Begleitung

•	 Ergebnisse der Piloten gezielt 
aufbereiten und kommunizieren

•	 Neue Technologien wie KI und 
Security Operations Center gezielt 
im Verbund einführen

•	 Landkreise als natürliche Klammer 
für IKZ nutzen 

M13 : Vernetzung, Kongress  
und zentraler Ansprechpartner

Digitalisierung gelingt nicht im Alleingang. Kommunen brauchen Austausch, 
persönliche Begegnung und eine verlässliche Anlaufstelle beim Land. Drei 
Bausteine bilden dafür die Grundlage. 

Konkrete Maßnahmen :

•	 Kommunity zur zentralen digitalen 
Austausch-Plattform für alle Digita-
lisierungstreiber in Kommunen 
weiterentwickeln : aktives Community-
Management, echte Chat-Funktion, 
dezentrales Nutzerkonzept für 
themenspezifischen, kreisübergrei-
fenden Austausch

•	 Kommunalkongress Nieder-
sachsen als jährliches Format 
verstetigen : persönliche Begegnung 
im geschützten Raum, Wissens-
transfer zwischen Kommunen, 

Transparenz über Digitalisierungsfort-
schritte und Anbahnung interkommu-
naler Vorhaben

•	 Zentralen Ansprechpartner für 
Kommunen beim Land etablieren : 
eine dedizierte Stelle, die aktiv 
das Ohr an den Kommunen hat, 
Probleme früh erkennt, Best Practices 
einsammelt und als verlässliche erste 
Anlaufstelle für alle Fragen rund 
um die kommunale Digitalisierung 
fungiert
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HANDLUNGSFELD E :  
ZENTRALE SERVICEANGEBOTE
Alle Kommunen in Niedersachsen erfüllen dieselben Pflichtaufgaben. 
Viele dieser Leistungen sind gleichförmig, standardisierbar und 
könnten effizienter erbracht werden, wenn sie nicht in jeder einzelnen 
Kommune separat bearbeitet würden. Das Konzept der Zentralen 
Serviceangebote (ZSA), auch bekannt als Shared Services, ist in der 
Privatwirtschaft und zunehmend auch in der öffentlichen Verwaltung 
erprobt. Sachsen-Anhalt hat mit einer umfassenden Machbarkeitsstudie 
(2025) gezeigt, dass ein solches Modell auch für Kommunen funktioniert. 

mittelfristige umsetzung
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M14 : Aufbau eines zentralen 
Serviceangebots für ausgewählte 
Verwaltungsleistungen

Kommunen sind mit gleichförmigen Verwaltungsleistungen ausgelastet, die in jeder 
Gemeinde separat und oft mit knappen Ressourcen bearbeitet werden. Ein zent-
rales Serviceangebot bündelt diese Leistungen, entlastet die Kommunen und gibt 
ihnen die Hoheit über Gebühren und lokale Entscheidungen. Das Modell ist kein 
Einheitsangebot, sondern ein modulares System : Kommunen können einzelne 
Prozessschritte oder ganze Leistungen übergeben. Die Kommunen behalten die 
Gebührenhoheit und die politische Steuerung.

Konkrete Maßnahmen :

•	 Machbarkeitsstudie nach Vorbild 
Sachsen-Anhalts durchführen : 
gemeinsam mit Kommunen, Spitzen-
verbänden und Landesressorts prüfen, 
welche Leistungen sich für ein ZSA 
eignen

•	 Leistungsauswahl Kriterien-
basiert vornehmen : Standardisier-
barkeit, Fallvolumen, Digitalisierungs-
potenzial und Entlastungswirkung als 
Auswahlkriterien

•	 Pilotphase mit ausgewählten 
Leistungen starten. Beispiele : 
Hundeanmeldung und -steuer (Ende-
zu-Ende), Vollständigkeitsprüfung bei 
Wohngeld (Einzelprozessschritt)

•	 Rechtsrahmen klären : favorisierte 
Rechtsform ist eine GmbH, die als 

Verwaltungshelfer handelt, flexibel, 
potenziell inhouse-fähig und schnell 
zu errichten

•	 Schrittweiser Personalaufbau : 
nach spezialisierten Schulungen 
können auch Beschäftigte ohne 
spezifische Vorkenntnisse viele der 
Leistungen bearbeiten

•	 Finanzierungsmodell entwickeln : 
Anschubfinanzierung durch das Land, 
langfristige Kostenübernahme durch 
nutzende Kommunen

•	 IT-Infrastruktur und bestehende 
Fachverfahren aus Kommunen 
und Land nachnutzen, KI-Potenziale 
bei Sachbearbeitung und Prozess
optimierung von Beginn an mitdenken
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Umsetzungslogik und Priorisierung
Die zwölf Maßnahmen sind nicht gleichwertig, sie bauen aufeinander auf. 
Folgende Sequenzierung ist strategisch sinnvoll :

ZEITHORIZONT MASSNAHMEN BEGRÜNDUNG

Sofort  
(2026)

•	 M 1 : Plattform-Architektur 

•	 M 7 : Monitoring 

•	 M 2 : Portal und UX-Standards

Komm2IT-Governance-Jahr 2026 
nutzen : Architekturanforderungen müs-
sen jetzt in Strukturentscheidungen 
einfließen.

Kurzfristig  
(2026 – 2027)

•	 M 3 : Vermarktungskampagne 

•	 M 4 : Onlinedienste inklusive 
Fachverfahren

•	 M 5 : OZG-Leistungsportfolio

•	 M 6 : Onboarding und Rollout

Kampagne und Dienste bedingen sich 
gegenseitig : Erst wenn Dienste stehen, 
macht Werbung Sinn.

Mittelfristig  
(2027 – 2028)

•	 M 8 : Schulungsoffensive 

•	 M 9 : Praxisleitfaden 
Digitalstrategie

•	 M 10 : Prozessmanagement 

•	 M 12 : IKZ-Förderprogramm 

•	 M 13 : Vernetzung und 
Ansprechpartner

Kompetenzaufbau und Vernetzung 
wirken langfristig und können parallel 
starten. 

Parallel  
(ab sofort)

•	 M11 : KI-Initiative 

•	 M14 : ZSA-Prüfung

KI-Kompetenz aufbauen, bevor 
Technologie ausgerollt wird. M10 als 
Voraussetzung. ZSA-Machbarkeits
studie kann sofort beginnen.

Priorisieren und flexibel bleiben
Digitalisierung ist eine Mammutaufgabe. Nur die durchdachte Auswahl und Reihenfolge der 
Maßnahmen lässt diese langfristig wirken. Die Herausforderung : Die Möglichkeiten des 
eigenen Handelns zu erkennen und parallel technologische und strukturelle Innovationen 
von anderen Bundesländern und dem Bund zu integrieren.
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Die Rolle des Landes : Partner auf Augenhöhe
Das Land Niedersachsen muss mehr als För-
derung und Vorgaben bieten. Es geht um eine 
grundlegend neue Form der Zusammenarbeit. 

Die Kommunen wünschen sich mehr Standards 
bei der Digitalisierung. Diese Rollenverschie-
bung betrifft vier Dimensionen :

DIMENSION BISHERIGE ROLLE NEUE ROLLE

Plattform und Technik Vorgabe- und EfA-Lieferant Co-Entwickler und Plattformbetreiber

Finanzierung Projektbezogene Förde-
rung

Langfristige Betriebsfinanzierung  
nachnutzbarer Lösungen

Kommunikation Informationsversand an 
Kommunen

Aktiver Partner mit Austausch
formaten auf Augenhöhe

Zusammenarbeit Top-down : Land gibt vor, 
Kommunen setzen um

Auf Augenhöhe : gemeinsam  
entwickeln, gemeinsam entscheiden

Impuls :  
Das Modell „ Gemeinsam Digital für Sachsen-Anhalt “ als Blaupause nutzen
Das Land Niedersachsen startet eine Initiative zu Strategie, Organisation, Umsetzung 
und Technik. Kein Oben und kein Unten, sondern gelebte Partnerschaft. Nach dem Vorbild 
des GDST-Projekts in Sachsen-Anhalt. Gemischte Arbeitsgruppen aus Landesvertretern und 
Kommunen, paritätisch besetzt, agil arbeitend.
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Rahmenbedingungen : Was Kommunen wissen müssen
Die Handlungsempfehlungen in diesem Teil richten 
sich direkt an die Kommunen, unabhängig davon, 
ob das Land Niedersachsen die in Teil 1 beschrie-
benen Programme auflegt oder nicht. 

Viele Schritte können und müssen Kommunen 
selbst gehen. Drei Wahrheiten dürfen hier kein 
Tabuthema sein. 

Wahrheit 1 : 
Die Finanznot ist real, 
Digitalisierung obligatorisch.

Die niedersächsischen Kommu-
nen stehen unter erheblichem 
Finanzdruck : Das Finanzie-
rungsdefizit lag 2025 bei 3,65 
Mrd. Euro, die Gesamtverschul-
dung überschritt erstmals 23 
Mrd. Euro. Hinzu kommt : Viele 
Kommunen führen Aufgaben 
aus, für die keine ausreichende 
Finanzierung besteht. Digitali-
sierung ist in dieser Lage kein 
Luxus, sie ist eine realistische 
Antwort auf den Ressourcen-
mangel. Wer heute nicht digita-
lisiert, wird morgen handlungs-
unfähig sein. 

Wahrheit 2 : 
Kommunale Selbstver
waltung ist bei der 
Digitalisierung ein Hemmnis.

Das Grundgesetz garantiert 
Kommunen das Recht, ihre Auf-
gaben eigenständig zu erledi-
gen. Das hat in Niedersachsen 
bei der kommunalen Verwal-
tungsdigitalisierung zu einem 
großen Flickenteppich geführt : 
unterschiedliche Fachverfahren, 
inkompatible Portale, Eigenent-
wicklungen ohne Nachnutzung. 
Jede neue EfA-Leistung trifft 
vor Ort auf heterogene System-
architekturen. Die Lösung liegt 
nicht in weniger Selbstverwal-
tung, sondern in mehr Bereit-
schaft, eigene Strukturen und 
Prozesse zu hinterfragen und an 
gemeinsame Standards anzu-
gleichen.

Wahrheit 3 : 
Die größte Aufgabe ist intern, 
nicht der Onlinedienst nach 
außen.

Viele Kommunen haben Online-
dienste eingeführt, aber dahinter 
läuft der Prozess weiter analog. 
Die eigentliche Digitalisierungs-
aufgabe liegt in der Verwaltung 
selbst : Akten, Prozesse, Schnitt-
stellen, Workflows. Diese interne 
Digitalisierung liegt in der Ver-
antwortung jeder einzelnen 
Kommune. Das Land kann und 
sollte diese Perspektive nicht 
ignorieren und es zu seiner Auf-
gabe machen, mehr Unterstüt-
zungsprogramme anzubieten.

Gliederung der Handlungsempfehlungen
Die folgenden Handlungsempfehlungen sind in sechs Handlungs
felder gegliedert. Für jedes Handlungsfeld gibt es getrennte 
Checklisten für kleine Kommunen (bis 25.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner) und größere Kommunen, Landkreise und kreisfreie 
Städte. Die Handlungsfelder A, B und C sind primär. D, E und F sind 
sekundär, aber auf Dauer unverzichtbar.
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HANDLUNGSFELD A:  
STRATEGIE UND FÜHRUNG
Digitalisierung gelingt dort, wo die Verwaltungsleitung sie trägt. Führung ist 
der stärkste Hebel, den Kommunen jeder Größe selbst in der Hand haben. 
Das Fehlen einer klaren Digitalstrategie und einer koordinierenden 
Stelle ist eine häufige Schwachstelle in kleinen Kommunen.

Aktuelle Entwicklung : Komm2IT
Fünf kommunale IT-Dienstleister (hannIT, ITEBO, KDG, KDO, GovConnect) streben zusammen 
mit dem IT.N bis Januar 2027 einen gesellschaftsrechtlichen Zusammenschluss unter dem 
Dach von Komm2IT an. 2026 ist das zentrale Governance- und Entscheidungsjahr. Das Land 
fördert diesen Prozess bereits. Diese Entwicklung ist eine strategische Chance : Das Land sollte 
jetzt verbindliche Anforderungen an Standardisierung und Interoperabilität formulieren, die in die 
Strukturentscheidungen von Komm2IT einfließen.
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Handlungsempfehlungen  
für Strategie und Führung

KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 Digitalisierung explizit zur Chefaufgabe 
erklären : Die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister setzt das Thema auf die 
Agenda.

•	 Eine einfache Digitalstrategie mit 3 – 5 klaren 
Prioritäten festlegen, kein 50-Seiten-Konzept, 
sondern ein handlungsleitender Fahrplan.

•	 Mindestens eine koordinierende Person 
benennen, die Digitalisierungsvorhaben 
begleitet, auch im Nebenamt, mit klarer Rolle 
und Budget.

•	 Feste Steuerungsgruppe oder 
Arbeitsgruppe einrichten, die Koordination 
und Fortschritte regelmäßig überprüft.

•	 Digitalisierung in die Haushaltsplanung 
aufnehmen : Was nicht im Haushalt steht, 
findet nicht statt.

•	 Fortschritte regelmäßig im Rat berichten : 
Digitalisierung braucht politische 
Rückendeckung.

•	 Erfolge sichtbar machen : intern und 
gegenüber Bürgerinnen und Bürgern.

•	 Dediziertes Digitalisierungsteam aufbauen 
mit Ressourcen, Mandat und direktem Zugang 
zur Verwaltungsleitung.

•	 Digitalstrategie mit klarem Zielbild, Maßnah-
menplan und messbaren Kennzahlen 
entwickeln, regelmäßig überprüfen und 
konsequent aktualisieren. Eine Strategie, 
die nicht gepflegt wird, verliert schnell ihre 
Steuerungswirkung.

•	 CDO oder vergleichbare Führungsrolle 
schaffen : Digitalisierung braucht eine Person, 
die Verantwortung trägt.

•	 Professionelles Projektmanagement 
einführen : klare Rollen, standardisierte 
Vorlagen, Meilensteine, transparente Kommu-
nikationsstrategien und Portfoliosteuerung.

•	 Integration von Change-Management als 
fester Bestandteil aller Digitalisierungsprojekte.

•	 Förderung einer offenen, innovationsbereiten 
digitalen Unternehmenskultur mit Fehler-
kultur und Beteiligungsformaten.

•	 Berichtswesen an politische Gremien 
aufbauen : Fortschritt, Kosten, Wirkung, 
transparent und regelmäßig.

•	 Digitalisierung als Querschnittsthema 
verankern : alle Fachbereiche einbinden, 
nicht nur IT und Stab.



Teil 2 : Handlungsfelder für KommunenAbschlussbericht DKN 28

HANDLUNGSFELD B:  
INTERNE DIGITALISIERUNG
Dies ist die Königsdisziplin der Verwaltungsdigitalisierung, und zugleich 
die schwierigste. Der Grund : In der Praxis treffen digitale Anforderungen 
auf gewachsene Systemlandschaften mit zahlreichen Brüchen. 
Unterschiedliche Fachverfahren, inkompatible Schnittstellen und historisch 
gewachsene Strukturen sind die Realität in den Kommunen. Die Zahlen 
aus der Initiative bestätigen : Steuerung und Prozessmanagement ist 
mit Abstand der schwächste Bereich in niedersächsischen Kommunen. 
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Handlungsempfehlungen  
für interne Digitalisierung

KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 Erst Prozesse vereinfachen, dann digitali-
sieren : nicht einfach analoge Abläufe digital 
nachbilden.

•	 Digitalen Posteingang einrichten : 
Papierpost scannen und digital weiterleiten, 
digitale Signaturen nutzen.

•	 Interne Anträge digitalisieren : Urlaub, Krank-
meldung, Reisekostenabrechnung, einfache 
Prozesse mit Signaleffekt.

•	 Medienbrüche systematisch kartieren : Wo 
müssen Daten manuell von einem System 
ins nächste übertragen werden, weil keine 
automatisierte Schnittstelle existiert ? Genau 
dort liegen die größten Einsparpotenziale.

•	 Lifecycle-Management für Endgeräte und 
Hardware einführen : systematische Bestands-
aufnahme, Standardisierung und regelmäßige 
Erneuerung.

•	 Einen oder zwei Kernprozesse identifizieren 
und priorisieren, die sich besonders gut für 
eine vollständige Digitalisierung eignen, und 
als Vorzeigeprojekt intern sichtbar machen.

•	 Voraussetzungen für mobiles Arbeiten 
schaffen : Laptops, VPN, Zugriffsrechte und 
Dienstvereinbarungen. 

•	 Prozessmanagement als Dauer-
methode einführen, nicht als einma-
liges Projekt, sondern als kontinuierliche 
Verwaltungsaufgabe.

•	 Ende-zu-Ende-Digitalisierung für 
Kernprozesse als strategisches Ziel setzen.

•	 Cloud-Strategien und Cloud-Lösungen 
prüfen und einführen.

•	 Digitalen Arbeitsplatz vollständig ausrollen : 
mobile Endgeräte, Cloud-Fähigkeit, Desk-
Sharing, digitale Kollaborationstools.

•	 Konzepte für mobiles und hybrides Arbeiten 
entwickeln, inklusive Regelwerke für hybride 
Zusammenarbeit und Führen auf Distanz.

•	 Kostentransparenz herstellen : Was kostet 
ein Verwaltungsvorgang analog, was digital ? 
Diese Zahlen begründen Investitionen. 
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Impuls :  
Die Einführung eines Dokumentenmanagementsystems (DMS)

Kaum ein Thema treibt Kommunen jeder Grö-
ße so einheitlich um wie die Einführung eines 
Dokumentenmanagementsystems. Der Grund : 
Die physische Akte hat über Jahrzehnte den All-
tag und das Selbstverständnis der Kommunalver
waltung geprägt. Das Aktenregal, der Laufzettel, 
der Stempel auf dem Papier : Das waren nicht nur 
Arbeitsmittel, sondern kulturelle Ankerpunkte für 
das, was Verwaltung bedeutet. Ein DMS löst all 
das ab. Es ist deshalb keine technische Einführung, 
sondern eine echte Transformation.

Ein DMS ist die Grundlage für die interne Digi-
talisierung. Es ermöglicht den digitalen Postein-
gang, die digitale Sachbearbeitung, revisionssichere 
Ablage, strukturierte Metadaten und automatisierte 
Workflows und schafft damit erst die Voraus
setzungen für Ende-zu-Ende-Digitalisierung. 

Ohne DMS können Onlinedienste zwar Anträge ent-
gegennehmen, aber dahinter beginnt sofort wieder 
der analoge Prozess.

Kommunen aller Größenklassen stehen vor den-
selben Fragen : Welches System wählen wir ? Wie 
migrieren wir die Altakten ? Wie nehmen wir die 
Mitarbeitenden mit ? Wie organisieren wir die 
Ablagestruktur ? Das Land Niedersachsen soll-
te diese Transformation aktiv begleiten : durch 
Orientierungshilfen, Musterkonzepte, Erfahrungs-
austausch zwischen Kommunen. Die Empfehlung 
lautet : DMS-Einführung nicht als IT-Projekt be-
handeln, sondern als Verwaltungsreform mit 
entsprechendem Führungsauftrag, Ressourcen 
und Change-Management. Der Technikanteil an 
der DMS-Einführung liegt bei 20 Prozent.
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HANDLUNGSFELD C:  
ONLINEDIENSTE UND DIGITALER 
BÜRGERSERVICE
Onlinedienste sind bei der Verwaltungsdigitalisierung das Gesicht 
nach außen. Aber sie sind nur dann wertvoll, wenn sie wirklich 
genutzt werden und wenn dahinter keine analogen Prozesse lauern. 
Kleine Kommunen sollten konsequent auf Nachnutzung setzen, 
statt selbst zu entwickeln. Größere Kommunen tragen mehr eigene 
Verantwortung für Rollout, Nutzungsquoten und Bürgerbeteiligung.
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Handlungsempfehlungen für 
Onlinedienste und digitalen Bürgerservice

KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 EfA-Dienste des Landes aktiv abrufen. 
Nicht warten, bis sie angeboten werden. Den 
EfA-Anbindungskompass als Einstieg nutzen.

•	 Mindestpaket an Onlinediensten sicher-
stellen : Terminvergabe, einfache Anträge, 
Kontaktformulare, ePayment.

•	 Online-Dienste aktiv bewerben : Aushang im 
Rathaus, lokale Zeitung, Social Media. 

•	 Die verschiedenen Zugangswege zu Online-
Diensten kleinschrittig und verständlich 
erklären : Schritt-für-Schritt-Anleitungen, FAQ, 
persönliche Beratung vor Ort.

•	 Barrierefreiheit und Mobilfähigkeit der 
eigenen Angebote regelmäßig testen.

•	 Regelmäßig prüfen, ob Onlinedienste anderer 
Kommunen nachgenutzt werden können.

•	 Einsatz von KI-Assistenten prüfen. Benutzer
führung und Mehrsprachigkeit als zentrale 
Vorteile

•	 OZG-Umsetzung systematisch 
und vollständig angehen, nicht nur 
Fokusleistungen, sondern alle relevanten 
Verwaltungsleistungen.

•	 Nutzungsquoten der Onlinedienste aktiv 
erheben und als Steuerungsgröße nutzen.

•	 Fachverfahrensanbindung ohne Medien-
brüche sicherstellen : jeder Onlinedienst 
muss direkt ins Fachverfahren oder ins DMS 
einmünden.

•	 Bürgerportal aktiv weiterentwickeln : 
einheitliche Nutzererfahrung, klare 
Auffindbarkeit.

•	 ePayment für alle Online-Dienste mit 
Gebühren aktivieren.

•	 Kommunikationsstrategie für digitale 
Dienste entwickeln : Zielgruppengerechte 
Ansprache, Lebenslagenprinzip, Erklärvideos, 
QR-Codes, Social Media.

•	 Die verschiedenen Zugangswege zu Online-
Diensten kleinschrittig und verständlich 
erklären.

•	 Kommunalpolitik regelmäßig zu digitalen 
Themen informieren und als Multiplikator 
einbinden.

•	 Regelmäßig prüfen, ob Onlinedienste anderer 
Kommunen nachgenutzt werden können.



HANDLUNGSFELD D:  
KOMPETENZ UND ORGANISATIONSKULTUR
Digitalisierung scheitert selten an der Technologie. Sie scheitert an 
Menschen, die nicht mitgenommen wurden, und an Kulturen, die 
Veränderung als Bedrohung sehen. Schulungsbedarfe, Change-
Management und Wissensmanagement sind in vielen teilnehmenden 
Kommunen als zentrale Handlungsfelder identifiziert worden.
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Handlungsempfehlungen für  
Kompetenz und Organisationskultur
KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 Digitalisierungslotsinnen oder -lotsen 
benennen : mindestens eine Person pro 
Fachbereich, die Kolleginnen und Kollegen 
unterstützt.

•	 Change-Management ernst nehmen : 
Mitarbeitende frühzeitig einbinden, Ängste 
ansprechen, Nutzen erklären.

•	 Schulungsbedarfe systematisch erheben 
und Schulungsplan entwickeln, inklusive 
Datenschutz- und IT-Sicherheitsschulungen.

•	 Wissensmanagement aufbauen : internes 
Wiki oder FAQ-Sammlung für häufige digitale 
Prozesse und Fragen.

•	 Offene Fehlerkultur fördern.

•	 Systematisches Schulungskonzept 
entwickeln : Bedarfsanalyse, Zielgruppen, 
Formate, Pflichtschulungen, Schulungs
kataloge und Lernpfade.

•	 Digitale Führungskompetenzen fördern : 
Führen auf Distanz, hybride Zusammenarbeit, 
Veränderungskommunikation.

•	 Digitale Kompetenzen als 
Einstellungskriterium in 
Stellenausschreibungen aufnehmen.

•	 Changemanagement professionell 
aufsetzen : Kommunikationsplan, Beteiligungs-
formate, Feedbackschleifen, Retrospektiven.

•	 Wissensmanagementsystem einführen : 
Wikis, Intranets, digitale Plattformen für 
Dokumentation und Austausch.

•	 Multiplikatoren und Digitallotsen fördern 
und in Fachbereichen verankern.

•	 Innovationsräume schaffen : geschützte 
Zeiten und Formate für Ideen und Pilot
projekte, gerne in Kooperation mit Bildungs-
einrichtungen und Hochschulen.



HANDLUNGSFELD E:  
INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT
Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) ist kein Selbstläufer, aber für 
kleine Kommunen oft die einzige realistische Option, um Aufgaben 
zu bewältigen, die allein nicht zu stemmen sind. Größere Kommunen 
und Landkreise können hier eine Ankerfunktion übernehmen.
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Handlungsempfehlungen für  
interkommunale Zusammenarbeit

KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 Nachbarkommunen aktiv ansprechen : 
Welche Aufgaben könnte man gemeinsam 
erledigen ?

•	 Gemeinsame IT-Beschaffung prüfen : 
Volumen bündeln, bessere Konditionen 
aushandeln.

•	 Security Operations Center (SOC) 
gemeinsam betreiben : Cybersicherheit ist zu 
wichtig und zu teuer für Einzellösungen.

•	 Auf der Kommunity-Plattform aktiv sein : 
Erfahrungen teilen, Fragen stellen, Best 
Practices aufnehmen.

•	 Eigenen Stand im Vergleich zu ähnlichen 
Kommunen einordnen und als Lernquelle 
nutzen.

•	 Ankerfunktion wahrnehmen : als größere 
Kommune oder Landkreis kleinere 
Gemeinden aktiv in Digitalisierungsvorhaben 
einbinden.

•	 Gemeinsame Digitalisierungsstrategie im 
Landkreis koordinieren : regionale Kohäsion 
fördern, Ungleichheiten abbauen.

•	 Gemeinsame Datenstrategie entwickeln : 
zentrale Datenarchitekturen, Standards, 
Schnittstellenmanagement.

•	 KI-Pilotprojekte im Verbund starten : 
Ergebnisse skalieren und anderen Kommunen 
zugänglich machen.

•	 Gemeinsame Fachbereiche prüfen : wo ist 
gemeinsame Erledigung möglich ?

•	 IKZ als strategisches Ziel in die eigene 
Digitalstrategie aufnehmen.

•	 Best-Practice-Transfer aktiv betreiben : 
Erfolgreiche Ansätze anderen verfügbar 
machen.



Teil 2 : Handlungsfelder für KommunenAbschlussbericht DKN 37

HANDLUNGSFELD F:  
IT-SICHERHEIT UND DATENSCHUTZ
IT-Sicherheit und Datenschutz sind in vielen Kommunen dringende 
Handlungsfelder, sowohl in kleinen als auch in großen Kommunen. Das 
ist kein Zufall : Die Digitalisierung schafft neue Angriffsflächen, und 
gleichzeitig steigen die gesetzlichen Anforderungen. IT-Sicherheit ist keine 
optionale Erweiterung der Digitalisierung, sie ist deren Voraussetzung.
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Handlungsempfehlungen  
für IT-Sicherheit Und Datenschutz

KLEINE KOMMUNEN  
(BIS 25.000 EINWOHNER) :

GRÖSSERE KOMMUNEN, LANDKREISE, 
KREISFREIE STÄDTE :

•	 IT-Sicherheitskonzept entwickeln 
und regelmäßig aktualisieren, mit klaren 
Zuständigkeiten und Notfallplan.

•	 Datenschutzkoordinator oder IT-Sicher-
heitsbeauftragten benennen, ggf. 
gemeinsam mit Nachbarkommunen.

•	 Löschkonzept und Datenschutzrichtlinien 
erstellen und in der Praxis verankern.

•	 Verpflichtende, regelmäßige Schulungen 
zu Datenschutz und IT-Sicherheit für alle 
Mitarbeitenden einführen.

•	 Notfallplan für Systemausfälle und Cyber
angriffe entwickeln und regelmäßig üben.

•	 Informationssicherheits-Management-
system (ISMS) einführen und zertifizieren 
lassen.

•	 IT-Sicherheitskonzepte und Notfallpläne 
professionell aufsetzen, ggf. mit externer 
Unterstützung prüfen.

•	 Security Operations Center (SOC) 
aufbauen, bevorzugt im Verbund mit anderen 
Kommunen.

•	 Datenschutzfolgenabschätzungen für alle 
relevanten digitalen Verfahren durchführen.

•	 Verpflichtende, regelmäßige Schulungen 
zu Datenschutz, IT-Sicherheit und 
KI-Awareness für alle Mitarbeitenden.

•	 Zugangsrechtemanagement systematisch 
aufbauen : wer darf was, und wie wird das 
kontrolliert ?



KRITERIUM DURCHSCHNITT (0 – 4) EINORDNUNG

DIMENSION 1 : DIGITALE INFRASTRUKTUR UND NETZE

Hardware und Netze 2,90 Stärkster Wert, Infrastruktur steht

Software 2,75 Ausreichend, aber Schnittstellen fehlen

Sicherheit und Datenschutz 2,60 Ausbaufähig, kein kritischer Mangel

DIMENSION 2 : DIGITALE VERWALTUNG

Dateneffizienz  
(eAkte, DMS, Medienbrüche)

1,90 Mischform, Medienbrüche häufig

Digitaler Servicegrad  
(Onlinedienste, OZG)

1,83 OZG-Umsetzung hakt

Steuerung und Prozess
management

1,14 Schwächster Wert, kritischer Mangel

Daten aus der Initiative 
als Beleg für die 
Handlungsempfehlungen
Die nachfolgenden Daten wurden im Rahmen der 
Initiative Digitale Kommune Niedersachsen (2023 – 
2026) erhoben. Die Daten stammen aus zwei 
Quellen : einer strukturierten Reifegraderhebung 

in den teilnehmenden Kommunen sowie einer 
abschließenden Feedbackumfrage unter den 
Projektteilnehmenden. 

Reifegradanalyse :  
Digitalisierungsstand der niedersächsischen Kommunen
Die Reifegraderhebung basiert auf leitfadengestütz-
ten Interviews in 209 niedersächsischen Kommu-
nen. In jeder Kommune wurden vier bis fünf Perso-
nen befragt, insgesamt ca. 1.000 Teilnehmende. 
Wenige Kommunen haben keine Reifegraderhebung 
durchlaufen. Hier lagen bereits Analysen vor und der 
Projektschwerpunkt lag auf Entwicklungsthemen. 
Die Interviewpartnerinnen und -partner schätzten 
den Digitalisierungsstand ihrer eigenen Verwaltung 
anhand eines strukturierten Reifegradmodells ein. 

Es handelt sich damit um eine Selbsteinschätzung, 
die im Sinne einer Tendenzaussage zu interpretie-
ren ist. Das Reifegradmodell gliedert sich in fünf 
Dimensionen. Die Skala reicht von 0 (kein Ansatz 
vorhanden) bis 4 (vollständig implementiert). 

Die folgende Tabelle zeigt die Durchschnitts-
werte aller befragten Kommunen :
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KRITERIUM DURCHSCHNITT (0 – 4) EINORDNUNG

DIMENSION 3 : DIGITALER ARBEITGEBER

Voraussetzungen für mobiles 
Arbeiten

2,42 Solide Basis vorhanden

Digitales Arbeiten (interne 
Abläufe)

2,17 Mischform, Potenzial ungenutzt

Digitale Kommunikation,  
Kultur und Führung

2,26 Akzeptanz vorhanden, Führung hakt

DIMENSION 4 : DIGITALER RAHMEN

Strategie der Digitalisierung 1,70 Strategien fehlen oder nicht verbreitet

Struktur der Digitalisierung  
(IKZ, Ressourcen)

1,78 Ressourcenmangel, fehlende Steuerung

Digitale Fähigkeiten und 
Mindset

1,84 Kompetenzen ausbaufähig

DIMENSION 5 : DIGITALE DASEINSVORSORGE

Konzeption digitale 
Daseinsvorsorge

1,31 Kaum Konzepte vorhanden

Umsetzungsgrad (Projekte) 1,43 Wenig Projekte in der Fläche

Umsetzungswille und -druck 1,41 Politik und Bürger noch kein Treiber

Fazit : Gute Infrastruktur, aber keine homogenen Prozesse 
Die Daten zeigen ein konsistentes Muster : Die technische Grundausstattung, Hardware, 
Software, mobile Infrastruktur, ist in den niedersächsischen Kommunen vergleichsweise gut. 
Was fehlt, ist die Steuerungsebene. Prozessmanagement (1,14), Digitalstrategie (1,70) und 
Struktur der Digitalisierung (1,78) bilden die drei schwächsten Wertebereiche. Besonders 
kritisch ist der Wert für Steuerung und Prozessmanagement (1,14), der niedrigste Wert im 
gesamten Modell. Auf der Skala entspricht das dem Übergang zwischen „ keine dokumen-
tierten Prozesse “ und „ erste Prozesse dokumentiert “. Ohne Prozessmanagement kann 
die die Effizienz der Verwaltungsabläufe kaum gesteigert werden. Es ist zudem die 
Grundvoraussetzung für eine effektive Datennutzung : Wer seine Prozesse nicht kennt und 
steuert, kann auch seine Daten nicht systematisch erheben, pflegen und nutzen.
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Feedbackumfrage : Stimmen aus den Kommunen
Im Anschluss an jedes einzelne Beratungsprojekt 
wurde eine Feedbackumfrage durchgeführt. Die 
Teilnahme war freiwillig. 72 Kommunen nahmen teil. 
Für eine nachgelagerte Feedbackumfrage ist die 
Antwortquote gut. Die Stichprobe ist breit verteilt : 
46 % Gemeinden, 24 % Samtgemeinden, 17 % 
Landkreise, 10 % kreisfreie Städte. 

60 % der Teilnehmenden vertreten Kommunen unter 
25.000 Einwohnerinnen und Einwohnern.

Die Gesamtzufriedenheit mit dem Beratungsprojekt 
ist mit einem Durchschnittswert von 4,90 auf 
einer Skala von 1 bis 6 ausgesprochen hoch. Der 
NPS (Net Promoter Score) liegt bei 29,85.

AUSSAGE DURCHSCHNITT (1 – 6) ZUSTIMMUNG (++ / +++)

Begegnung auf Augenhöhe mit dem Beratungsteam 5,64 93 %

Ansprechpartner jederzeit erreichbar 5,35 85 %

Beratungsteam kompetent 5,30 85 %

Mischung aus digital und Präsenz gut 5,18 74 %

Angemessene Beteiligung der Kommune 5,14 80 %

Qualität der Beratung hoch 4,96 68 %

Methoden sinnvoll gewählt 4,91 68 %

Zeit hat sich gelohnt 4,86 68 %

Handlungsempfehlungen umsetzbar 4,60 59 %

Ergebnisse bringen Mehrwert 4,64 61 %

Auffälliger Wert
Der mit Abstand höchste Einzelwert ist „ Begegnung auf Augenhöhe “ (5,64 / 6,93 % 
Zustimmung). Das bestätigt direkt den Grundansatz der Initiative und untermauert die 
Empfehlung, dieses Modell mit einer dauerhaften Partnerschaft zwischen Land 
und Kommunen fortzusetzen. 
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Wo Kommunen Unterstützung brauchen

THEMA GROSSER BEDARF

Personelle Ressourcen 56,90 %

Finanzielle Ressourcen und Fördergelder 50,00 %

Technische Schnittstellen (Portal-Fachverfahren) 44,83 %

Anpassung der Geschäftsprozesse 44,83 %

Einsatz von KI 41,38 %

Interne Digitalisierung (eAkte, DMS, Prozesse) 41,38 %

Weiterbildung und Schulungen 37,93 %

Notfallmanagement / BCM 37,93 %

Technische Ausstattung 3,45 %

Auffälliger Wert
Der niedrigste Wert, technische Ausstattung (3,45 %), bestätigt das Bild der 
Reifegradanalyse : Hardware ist kein Problem. Personal, Geld und Methoden fehlen.

Mit wem Kommunen besser zusammenarbeiten wollen

INSTITUTION ANTEIL EINORDNUNG

Land Niedersachsen 85,45 % Klarer Spitzenwert

Bund 54,55 % Wichtig, aber Abstand zu Land

IT-Dienstleister 43,64 % Technische Partnerschaft gewünscht

Landkreis 43,64 % IKZ-Potenzial bestätigt

Andere Kommunen 40,00 % Peer-to-Peer-Austausch gewünscht

Klares politisches Signal
85,45 % der befragten Kommunen wünschen sich eine bessere Zusammenarbeit 
mit dem Land Niedersachsen, der höchste Wert aller abgefragten Institutionen. Die 
Kommunen wenden sich explizit an das Land. Die in diesem Dokument formulierten 
Handlungsempfehlungen antworten direkt auf diesen Wunsch.
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Feedbackfragebogen :  
Stimmen aus den offenen Antworten

„ Kleine Kommunen besitzen nicht die Ressourcen oder das 
Know-how, um die Digitalisierung vollumfänglich umzusetzen. 

Digitalisierung ist auf kleiner Ebene zu teuer und sollte 
zentral vom Land, besser noch vom Bund gesteuert werden.“

„ Es müsste Dienstleister geben,  
die bereits fertige Lösungen anbieten, bei denen Online-

Dienste anderer Kommunen problemlos übernommen werden 
können, sodass nicht jede Kommune von Grund auf neu 

beginnen muss.“

„Die Zersplitterung der kommunalen Fachanwendungswelt. 
I ch wünsche mir mehr Vorgaben und Bereitstellungen mit 
verpflichtender Abnahme vom Land, bestenfalls kostenfrei.“

„ Wenige Standards und sehr viele Akteure, die auf 
verschiedensten Ebenen beteiligt werden müssen.“

„Fehlende Steuerung/Koordinierung seitens des Landes 
Nie dersachsen. Eine Task Force kommt fünf Jahre zu spät.“

„ Das Projekt war eine starke Initiative, sowohl vom Land 
Niedersachsen als auch von Dataport. Insbesondere ein 
tolles Angebot für kleinere Kommunen, die im Bereich der 

Digitalisierung mit knappen Ressourcen kämpfen.“
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Fazit 
Die Daten aus Reifegradanalyse und Feedback
umfrage bilden keine abstrakte Statistik. Sie 
beschreiben den konkreten Handlungsbedarf 
in den Kommunen. Die folgende Übersicht 
schließt den Kreis : Was zeigen die Daten und wo im 

Dokument findet sich die Antwort darauf ? Die Ver-
weise gelten für beide Teile : für die Maßnahmen des 
Landes (Teil  1) ebenso wie für die Empfehlungen, 
die Kommunen selbst umsetzen können (Teil 2).

WAS DIE DATEN ZEIGEN MASSNAHMEN LAND (T1) HANDLUNGSFELD 
KOMMUNEN (T2)

Prozessmanagement (Ø 1,14 von 4) ist der 
schwächste Wert im gesamten Reifegrad-
modell. Ohne dokumentierte Prozesse sind 
EfA-Nachnutzung, KI-Einsatz und Ende-zu-
Ende-Digitalisierung nicht möglich. Der Hand-
lungsbedarf ist der kritischste im gesamten 
Bericht.

•	 M 10 : Prozessmanagement 

•	 M 9 : Praxisleitfaden 
Digitalstrategie 

•	 M 8 : Schulungsoffensive 

•	 Handlungsfeld B :  
Interne 
Digitalisierung 

•	 Handlungsfeld A:  
Strategie und 
Führung

Digitalstrategie (1,70) und Struktur (1,78) liegen 
im roten Bereich. Die Mehrheit der Kommunen 
hat keine konsistente Strategie und keine 
tragfähigen Strukturen. Was fehlt, ist nicht der 
Wille, sondern ein praxistauglicher Rahmen.

•	 M 9 : Leitfaden 

•	 M 8 : Schulungen 

•	 Handlungsfeld A :  
Strategie und 
Führung

Interne Digitalisierung (Ø 1,90) und Service
grad (Ø 1,83) liegen im gelben Bereich. On-
linedienste sind eingeführt, aber die dahin-
terliegenden Prozesse sind vielfach noch 
analog. Das DMS-Thema treibt Kommunen 
aller Größen um.

•	 M 4 : Onlinedienste 
inklusive Fachverfahren 

•	 M 10 : Prozessmanagement 

•	 Handlungsfeld B :  
Interne 
Digitalisierung

•	 Handlungsfeld C :  
Onlinedienste und 
Bürgerservice

56,90 % der Kommunen melden großen 
Personalbedarf, 50 % großen Finanzbedarf. 
Hardware und Technik sind hingegen kein 
Problem (3,45 % Bedarf). Der Engpass ist 
nicht technisch, sondern strukturell und per-
sonell.

•	 M 8 : Schulungsoffensive 

•	 M 14 : Aufbau zentrales 
Serviceangebot

•	 Handlungsfeld D : 
Kompetenz und 
Organisationskultur

•	 Handlungsfeld E : 
Interkommunale 
Zusammenarbeit

85,45 % wünschen mehr Zusammenarbeit mit 
dem Land Niedersachsen, der höchste Wert 
aller abgefragten Institutionen. 85,19 % wollen 
gemeinsame Standards und Schnittstellen. 

•	 Alle Maßnahmen

•	 M 13 : Vernetzung und 
Ansprechpartner

•	 Gemeinsam Digital für 
NDS

•	 alle Handlungsfelder
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WAS DIE DATEN ZEIGEN MASSNAHMEN LAND (T1) HANDLUNGSFELD 
 KOMMUNEN (T2)

41,38 % sehen großen Bedarf beim KI-Einsatz. 
Gleichzeitig fehlt das Fundament : Prozesse 
nicht dokumentiert, Daten nicht strukturiert. 
Der EU AI Act (Art. 4) verpflichtet zudem alle, 
die KI einsetzen, zur Schulung.

•	 M 11 : 
KI-Kompetenzprogramm 

•	 M 10 : Prozess- 
management

•	 Handlungsfeld D :  
Kompetenz und 
Organisationskultur 

•	 Handlungsfeld B :  
Interne Digitalisierung

Cybersicherheit und Datenschutz sind in 
vielen Kommunen dringendes Handlungsfeld. 
37,93 % melden großen Bedarf bei Notfall
management und BCM.

•	 M 12 : IKZ-Förderprogramm •	 Handlungsfeld F :  
IT-Sicherheit und 
Datenschutz

Projektzufriedenheit Ø 4,90/6, höchster Ein-
zelwert „ Begegnung auf Augenhöhe “ (5,64 /  
6, 93 % Zustimmung). Das Modell der partner-
schaftlichen Beratung wirkt und ist die Grund-
lage für eine dauerhafte Zusammenarbeit.

•	 M 13 : Vernetzung und 
Ansprechpartner 

•	 Gemeinsam Digital für 
NDS

•	 Alle Handlungsfelder

Die Daten zeichnen ein konsistentes Bild : Die technische Infrastruktur steht. 
Was fehlt, sind Steuerung, Strategie und Kompetenz. Diese Lücken können nicht 
allein durch Landesprogramme geschlossen werden und auch nicht allein durch 
die Kommunen selbst. Es braucht beides : ein Land, das als Partner handelt, 
und Kommunen, die ihre eigene Verantwortung annehmen. Genau dafür sind 
die Handlungsempfehlungen in diesem Bericht gemacht.
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Themen für die  
nächsten Jahre
Die folgenden Themen gehen über die Erkenntnisse der Initiative Digitale 
Kommune Niedersachsen hinaus. Sie markieren Entwicklungen, die auf die 
Kommunen zukommen werden, unabhängig davon, wie weit die Digitalisierung 
heute fortgeschritten ist. Wer heute proaktiv darüber nachdenkt, wird morgen 
nicht bloß reaktiv handeln müssen.

Thema 1
Datenmanagement
Kommunale Daten sind ein Gut, dessen Wert wächst, 
je öfter sie genutzt werden. Das ist keine Meta-
pher, sondern ein praktisches Prinzip : Daten, die in 
Datensilos verschwinden, entfalten keine Wirkung. 
Daten, die auffindbar, zugänglich, kompatibel 
und nachnutzbar sind, schaffen Mehrwert, für 
die Verwaltung, für Bürgerinnen und Bürger und 
für die Stadtentwicklung insgesamt. Kommunales 
Datenmanagement umfasst dabei alle Prozesse, 
Strategien und Technologien, mit denen Kommunen 
ihre Daten erfassen, speichern, verarbeiten, austau-
schen und nutzen.

Die Realität in den Kommunen sieht anders aus : 
Daten liegen in isolierten Fachverfahren, werden 
doppelt gepflegt, sind veraltet oder schlicht nicht 
auffindbar. Datensilos entstehen, wenn Fach
bereiche und Abteilungen ihre Daten nicht teilen, 
weil es keine gemeinsame Datenstrategie gibt, weil 
Zuständigkeiten unklar sind oder weil die techni-
schen Voraussetzungen fehlen. 

Das erschwert nicht nur die Zusammenarbeit, son-
dern auch die Automatisierung von Prozessen und 
die Entwicklung neuer digitaler Dienstleistungen.

Eine kommunale Datenstrategie gibt den Rah-
men für den Umgang mit Daten vor. Sie klärt 
vier grundlegende Fragen : Wie stellen wir Daten
souveränität sicher, also das selbstbestimmte 
Handeln und Entscheiden im Umgang mit Daten ? 
Wie bauen wir Datenkompetenz auf, den ziel
gerichteten Umgang mit Daten in allen Fach
bereichen ? Wie regeln wir Datenzuständigkeiten, 
also Befugnisse und Verantwortung ? Und welche 
Datenkooperationen wollen wir eingehen, intern 
wie extern ? Kommunen, die diese Fragen nicht be-
antworten, werden den Anschluss verlieren, denn 
saubere Daten sind die Grundlage für Automatisie-
rung, KI und Registermodernisierung gleichermaßen.

Datenmanagement ist kein IT-Thema. Es ist eine 
Führungsaufgabe, die ganzheitlich in der Digital-
strategie verankert sein muss.
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Thema 2
Kommunale Resilienz
Kommunen sind die erste Anlaufstelle, wenn etwas 
schiefgeht : Hochwasser, Stromausfall, Cyberangriff, 
Pandemie, Massenanfall von Verletzten. Nicht-poli-
zeiliche Gefahrenabwehr und Katastrophenschutz 
sind originäre Kommunalaufgaben, die in der digi-
talen Transformation oft vergessen werden. Dabei 
schafft Digitalisierung neue Verwundbarkeiten : Wer 
seine Verwaltung vollständig digitalisiert hat, aber 
kein Notfallkonzept für den Systemausfall besitzt, 
ist fragiler als zuvor.

Kommunale Resilienz bedeutet : digitale Systeme 
absichern durch Cybersicherheit und Business 
Continuity Management, aber auch analoge 
Rückfallebenen bewusst erhalten. Es bedeutet, die 
Koordination zwischen Verwaltung, Feuerwehr, 
Hilfsorganisationen und Bevölkerung digital zu 
stärken, ohne die persönlichen Netzwerke zu erset-
zen, auf denen Krisenmanagement letztlich beruht.

Resilienz ist keine Option. Sie ist kommunale 
Daseinsvorsorge.

Thema 3
Registermodernisierung
Das Once-Only-Prinzip ist der nächste große 
Schritt der Verwaltungsdigitalisierung : Bürgerinnen 
und Bürger sollen ihre Daten nur einmal ange-
ben müssen, Behörden sollen sich gegenseitig 
beliefern. Die rechtliche Grundlage schafft das 
Registermodernisierungsgesetz auf Bundesebene. 
Die operative Umsetzung liegt zu einem erheblichen 
Teil bei den Kommunen.

Kommunen führen zahlreiche Register : Einwohner-
melderegister, Gewerberegister, Standesamtsdaten. 
Diese müssen künftig interoperabel, aktuell und 
über definierte Schnittstellen abrufbar sein. Das 
stellt hohe Anforderungen an Datenqualität, IT-
Infrastruktur und rechtliche Klarheit. 

Viele Kommunen wissen noch nicht, was konkret 
auf sie zukommt und bis wann. Proaktiv lassen sich 
bereits heute sechs Schritte umsetzen : Daten
qualität prüfen und bereinigen, technische und fach-
liche Voraussetzungen schaffen, Registerfunktionen 
und -prozesse anpassen, Standards nutzen und 
weiterentwickeln, Wissen aufbauen sowie recht
liche und organisatorische Vorbereitung treffen.

Registermodernisierung ist kein Bundesprojekt, das 
an Kommunen vorbeiläuft. Es kommt direkt bei 
ihnen an.

Thema 4
Standardisierung im Rahmen des Deutschland-Stacks
Der Deutschland-Stack (D-Stack) – die nationale 
souveräne Technologie-Plattform für die Digital-
vorhaben in Deutschland – ist das zentrale Mo-
dernisierungsprojekt des Bundes für die Verwal-
tungs-IT. Er folgt dem Prinzip „ Government as a 
Platform “ : Der Staat stellt ein gemeinsames digitales 
Betriebssystem bereit, auf dem  Fachverfahren 

modular aufsetzen. Politisch verankert im Koalitions-
vertrag und unter dem neu geschaffenen Bundes-
ministerium für Digitales und Staatsmodernisierung 
(BMDS), soll der Stack bis 2028 eine souveräne, in-
teroperable und europäisch anschlussfähige Tech-
nologieplattform für Bund, Länder und Kommunen 
aufbauen.
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Für Kommunen ist der D-Stack in erster Linie 
eine Entlastung : Basisdienste wie digitale Identität 
(EUDI-Wallet), Zahlung (ePayBL), Datentransport 
(FIT-Connect, NOOTS für das Once-Only-Prinzip) 
und Benachrichtigung müssen nicht mehr selbst 
ausgeschrieben, sondern können zentral nachge-
nutzt werden. Die einheitliche Nutzeroberfläche 
(KERN UX) sichert Barrierefreiheit und Konsis-
tenz über alle föderalen Ebenen hinweg. Beste-
hende Fachverfahren bleiben grundsätzlich erhal-
ten, sollen aber schrittweise auf Stack-kompatible 
Schnittstellen umgebaut werden. Für Niedersach-
sen und seine Kommunen bedeutet das : 

Wer heute auf Eigenentwicklungen setzt, die nicht 
Stack-kompatibel sind, riskiert morgen Parallelarbeit 
und Mehrkosten. Die Roadmap für den D-Stack ist 
konkret : Standards und erste Basisdienste bis 
2026, Ausbau der Plattform und KI-Komponen-
ten bis 2028, flächendeckende Nutzung ab 2028. 
Kommunen, die diese Entwicklung frühzeitig einpla-
nen, sparen erhebliche Mittel und gewinnen digitale 
Souveränität.

Der Deutschland-Stack ist kein abstraktes Architektur
leitbild. Er entscheidet darüber, welche IT-Investi-
tionen von Kommunen in fünf Jahren noch Bestand 
haben.

Thema 5
Nahbarkeit als kommunale Stärke
Digitalisierung löst viele Probleme, aber nicht alle. 
Und sie schafft neue : Wer nur noch online erreich-
bar ist, verliert Menschen, die nicht online sind oder 
nicht sein wollen. Wer Prozesse vollständig auto-
matisiert, verliert die persönliche Begegnung, die 
oft mehr leistet als ein effizienter Workflow. Anony-
mität, Vereinsamung, das Gefühl, abgehängt zu 
sein : Das sind reale gesellschaftliche Probleme. 
Kommunen können und müssen Gegengewichte 
setzen.

Das Rathaus als Ort der Begegnung, persönliche 
Ansprechpartner trotz digitaler Prozesse, die offene 
Sprechstunde, der Sachbearbeiter vor Ort : Das 
sind keine Relikte einer vordigitalen Zeit. Das sind 
Stärken, die Kommunen bewusst erhalten und 
ausbauen sollten. 

Wer diese Qualitäten pflegt, begegnet den Ängsten 
der Menschen vor Digitalisierung mit einem konkre-
ten Angebot : Wir sind persönlich für euch da.

Das gilt nach innen genauso : Kolleginnen und 
Kollegen schätzen die persönliche Begegnung am 
Arbeitsplatz. Gemeinsinn, gegenseitige Unterstüt-
zung, das Miteinander im Team entstehen nicht 
durch digitale Tools, sondern durch gelebte Nähe. 
Kommunalverwaltungen, die das verstehen, werden 
auch als Arbeitgeber attraktiver sein als solche, die 
Digitalisierung mit Distanzierung verwechseln.

Gute Digitalisierung schafft Freiraum für das, was 
nur Menschen können : zuhören, entscheiden, ver
bunden sein.
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Quellengrundlage
Der Abschlussbericht basiert auf folgenden Quellen :
Projekt-intern :

•	 Auswertung von ca. 1000 Interviews mit Kommunalmitarbeitenden in einem 
Reifegradmodell (Selbsteinschätzung), 209 teilnehmende Kommunen 

•	 Online-Feedbackumfrage zu den Einzelprojekten mit Antworten der 
Projektleiter*innen aus über 70 Kommunen

•	 Gesammelte Handlungsempfehlungen aus den Einzelprojekten 

•	 Erster Abschlussbericht zur Initiative vom Oktober 2025

•	 Expertise von 15 Berater*innen, die drei Jahre im Projekt gearbeitet haben

•	 Erfahrung aus über 500 Vor-Ort-Terminen in niedersächsischen Kommunen

•	 Erkenntnissen des Kommunalkongress 2025

•	 Wissenssammlung zu den Themen : Onlinedienste, Interkommunale 
Zusammenarbeit, DStack, Datenmanagement, KI und DMS

Weblinks :

•	 Kommunalbericht des LRH Niedersachsen 2025

•	 NExT e. V. / FITKO : Nachnutzung in der öffentlichen Verwaltung

•	 Gemeinsam Digital für Sachsen-Anhalt (GDST)

•	 Machbarkeitsstudie zu zentralen Serviceangeboten für starke Kommunen 

•	 Marktplatz Online-Dienste Sachsen-Anhalt

•	 OZG-Shop für Kommunen aus Schleswig-Holstein

•	 Mach’s jetzt online – Kampagne zu Online-Diensten

•	 Hamburg digital für dich - Kampagne

•	 Komm2IT-Artikel / Kommune21
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https://www.lrh.niedersachsen.de/startseite/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen_2025/kommunen-in-niedersachsen-finanzielle-dauerkrise-und-investitionsruckstande-auf-rekordniveau-246037.html
https://next-netz.de/2025/09/16/next-studie-nachnutzung/
https://ozg.sachsen-anhalt.de/grundlagen/gemeinsam-digital-fuer-sachsen-anhalt
https://ozg.sachsen-anhalt.de/grundlagen/zsa-machbarkeitsstudie
https://marktplatz.sachsen-anhalt.de/Online-Dienste/
https://shop-digitales.schleswig-holstein.de/
https://machsjetztonline.de/jetzt/de/
https://digital.hamburg.de/digitale-stadt/kampagne-hamburg-digital-fuer-dich-973054
https://www.kommune21.de/k21-meldungen/it-dienstleister-buendeln-kraefte-2/
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